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A nnalena Baerbock ist mit ih-
ren Slogans der „wertegelei-
teten Außenpolitik“ und „fe-

ministischen Außenpolitik“ derzeit
die beliebteste Politikerin.Wie ist
dieseVerehrung moralischer Phra-
sen zu erklären? Mit Naivität? Aber
wir wissen ja, dass esWorte, nicht Ta-
ten sind.Wenn Baerbock zu Kriegsbe-
ginn die deutscheVergangenheit be-
müht, als Grund, die Ukraine nicht
zu unterstützen.Wenn sie zum Auf-
stand der Frauen im Iran schweigt.
Wenn sie nichts gegenWaffenlieferun-
gen nach Saudi-Arabien einzuwenden
hat.Wenn sie…Warum sind wir so an-
getan von demmoralischen Kitsch?
Weil wir vor den politischen Realitä-
ten zurückschrecken? Nietzsche klag-
te schon vor 150 Jahren über „Begriffs-
Halluzinationen“ wie die „Würde der

Arbeit“. Er hielt es für eine Charakter-
schwäche, sich die Tatsache schönzu-
reden, dassWissenschaft und Kunst
auf der Ausbeutung der Arbeiter be-
ruhten. Nietzsche zog die Ehrlichkeit
der Griechen vor, sich zur Sklaverei als
einer schrecklichen, aber unverzicht-
baren Praxis zu bekennen.
Um kein Missverständnis aufkommen
zu lassen: Nietzsche kritisierte nicht
die Ausbeutung, sondern nur ihre Be-
schönigung. Er votierte gegen dieVer-
kürzung der Kinderarbeitszeit. Da zie-
he ich die Haltung vor, die Bernd Ul-
rich in der „Zeit“ formuliert hat: lieber
Doppelmoral als gar keine Skrupel.
Und doch sollten wir uns fragen: Ha-
ben moralische Halluzinationen in
der Außenpolitik etwas zu suchen?
Eine Außenministerin vertritt die
deutschen Interessen. Dazu müssten

diese aber erst einmal klar bestimmt
werden, wie das Beispiel China zeigt:
Der Aufstieg der Volksrepublik ist Re-
sultat einer sehr langfristigen Strategie
mit klar formulierten Zielen.
Die deutsche Politik hingegen war
sehr lange eine moralisch bemäntel-
teWirtschaftsaußenstelle. Das ist mit
der Russlandpolitik deutlich geschei-
tert. Um deutsche und europäische
Interessen verteidigen zu können,
müssen wir sie anerkennen. Anstatt
uns hinter der Illusion zu verstecken,
Politik wäre ein selbstloses Handeln
für dasWohlergehen aller Kinder in
dieserWelt.

Unsere Autorin ist Philosophie-Professorin
an der Ruhr-Universität Bochum. Sie wech-
selt sich hier mit der Infektionsbiologin Gab-
riele Pradel ab.
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Wohlmeinende Begriffe, die
nur schönreden, verändern
die Realität nicht.

Phrasen in
der Außenpolitik
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A
jatollahAliChameneiwill kei-
nenDialogmit derProtestbe-
wegung im Iran. Dasmachte
er jetztmehr als deutlich.Mit

seinerhartenLinie setzt sichder 83-jäh-
rigeChef der IslamischenRepubliküber
Bedenken imStaatsapparat hinwegund
legt das Regime auf eine harte Antwort
auf die landesweiten Demonstratio-
nen fest. Für ihn sind die Demonstran-
tenwillige oderunwissendeWerkzeuge
des feindlichenAuslands, diebekämpft
werden müssen.
Am Wochenende lobte Chamenei,

der mächtigste Mann im Land, erst-
mals ausdrücklich die Mitglieder der
Basidsch-Miliz, die
zur Revolutionsgar-
de gehört und vom
Staat gegen die Pro-
teste eingesetzt wird,
als opferbereite Patri-
oten. Vereinzelte For-
derungenausder iranischenElite nach
Mäßigung weist er zurück. Im Gegen-
teil:MehrGewalt ist zu erwarten.Denn
auch Präsident Ebrahim Raisi kündig-
te an, gegen die Unruhen werde „ent-
schieden vorgegangen“. Teheran wirft
demWesten vor, in denAufstand gegen
die Islamische Republik verwickelt zu
sein. Das iranische Außenamt bestell-
te sodannauchamMontag zumdritten
Mal seit Beginn der Proteste den deut-
schen Botschafter ein, um sich über
die Haltung der Bundesregierung zu
beschweren.
SeitBeginnderProtestwellenachdem

Todder22-jährigenMahsaAmini imGe-
wahrsam der Religionspolizei am 16.
September sindnachZählungderMen-
schenrechtsgruppe Iran Human Rights
bei Straßenschlachten mindestens 416
Zivilisten im Iran getötet worden, mehr
als 10.000 wurden festgenommen. Die
Demonstranten fordern mehr Freiheit
und die Abschaffung der Theokratie.
DochChameneiskompromissloseLi-

nie ist innerhalb der iranischen Elite of-
fenbarnichtunumstritten:NachBerich-

ten von Oppositionsmedien hatte der
frühere Präsident Mohammad Chata-
mi in einem Brief an den Revolutions-
führer fürbegrenztepolitischeReformen
geworben.ChameneihabeChatamis In-
itiativeaber ignoriert. SelbsteineNichte
desRevolutionsführers,FaridehMorad-
chani, kritisierte die Politik ihresOnkels
in einemVideo scharf und rief die inter-
nationale Gemeinschaft auf, alle Kon-
takte zum Regime abzubrechen. Nach
Angaben ihres in Frankreich lebenden
Bruders wurde Moradchani vorigeWo-
che festgenommen.
Die Androhung von mehr Gewalt

schreckt die Demonstranten nicht
ab. Nach Berichten über Streiks und
Kundgebungen am Wochenende wur-

den am Montag aus
der Hauptstadt Tehe-
ran neue Proteste ge-
meldet. Mit besonde-
rer Härte unterdrückt
dasRegimedieProtes-
te im nordwest-irani-

schen Kurdengebiet, der Heimat von
Mahsa Amini. Einheiten der Revoluti-
onsgarde mit schwerenWaffen wurden
indenvergangenenTagen indieGegend
verlegt.Zudemnahmder Iranerneutdie
Stellungen kurdischer Gruppen im be-
nachbarten Irak unter Beschuss; Tehe-
ranwirft ihnenvor, dieUnruhen imIran
zu organisieren.
Als feindseligen Schritt des Auslands

wertet Chameneis Regierung auch die
EntscheidungdesUN-Menschenrechts-
rates, denGewalteinsatz des iranischen
Staates gegen die Demonstranten zu
untersuchen. Außenminister Hossein
AmirabdollahianwiesdenBeschlussals
Einmischung indie innerenAngelegen-
heiten des Iran zurück. Sein Ministeri-
um erklärte amMontag, Teheranwerde
nichtmitderUN-Untersuchungzusam-
menarbeiten. Ministeriumssprecher
Nasser Kanaani sagte, seine Regierung
habekonkreteBeweise füreineVerwick-
lungwestlicher Staaten indieOrganisa-
tion der Unruhen. Welche Beweise das
sein sollen, sagte er nicht.
Deutschland steht im Zentrum der

Kritik des Regimes am Ausland. Bei der
Einbestellung von Botschafter Hans-
Udo Muzel am Montag wurde der Di-
plomat nach Angaben des iranischen
Außenministeriumsmit„haltlosen“Äu-
ßerungendeutscherRegierungspolitiker
zu den Protesten konfrontiert, die sich
im Iran einmischten. Der Botschafter
musste sichauchKritikanderdeutschen
Initiative für die Sitzung des UN-Men-
schenrechtsrates anhören.
Doch trotz seiner harten Linie: Die

Grundprobleme der Islamischen Repu-
blik wird Ajatollah Ali Chamenei damit
nicht lösen können. Der absolute Herr-
schaftsanspruchderMullahsverhindert
einenAustauschmiteiner jungenBevöl-
kerung, die anders als Chamenei nicht
von der Erfahrung der islamischen Re-
volution von 1979 geprägt wurde. Der
83-Jährigekann jungenIranerinnenund
Iranern, die mehr persönliche Freiheit
und Selbstbestimmung fordern, nichts
anbieten.
Nun wird es darauf ankommen, wie

weit andere mächtige Akteure im Sys-
tem dem greisen Revolutionsführer fol-
gen werden und ob sich die Demonst-
ranten mit Schlagstöcken, Tränengas
und scharferMunition von den Straßen
vertreiben lassen.DieProtestbewegung
hat eine breitere gesellschaftliche Basis
als frühereAufstände.DerStaatsapparat
könnte wie schon in der Vergangenheit
versuchen, bestimmte Bevölkerungs-
gruppen gegen andere auszuspielen,
etwa die eher frommeUnterschicht ge-
gendieurbaneMittelschicht.Dochauch
konservative Iraner sindempörtüberdie
Korruption der Herrschenden.
Für Chamenei indes gibt es kein Zu-

rück.Erhatdie IslamischeRepublik1989
von ihremdamalsverstorbenenGründer
Chomeiniübernommenundwirdkeine
Zugeständnisse machen, die auf einen
Machtverlust der Geistlichen hinaus-
laufen.DeshalbhabenReformvorschlä-
gewiedievonEx-PräsidentChatamibei
ihmkeineChance.DerRevolutionsfüh-
rer wird sein Ziel dann als erreicht an-
sehen, wenn Grabesruhe im Land ein-
gekehrt ist.

Mit aller Härte

ANALYSE Bisher spielte der iranische Revolutionsführer Chamenei bei den Protesten gegen das theokratische System
auf Zeit. Nun geht er brutal gegen die Demonstranten vor. Doch es gibt Widerstand in der Elite des Landes.

Chameneiwird sein Ziel
dann als erreicht anse-
hen,wennGrabesruhe
imLandeingekehrt ist

Opferzahlen Erstmals hat ein irani-
scher General im Zusammenhangmit
den anhaltenden systemkritischen
Protesten in dem Land von vielen To-
desopfern gesprochen. General Amir-
Ali Hadschisadeh, der Kommandeur
der Luft- und Raumfahrtabteilung der
iranischen Revolutionsgarden, sprach
in einer Rede vonmindestens 300
Toten, wie ein Video des Onlinepor-
tals Tabnak amDienstag zeigte. Er
erwähnte dabei auchMärtyrer – ge-
meint sind damit getötete Sicher-
heitskräfte und Polizisten.

VorwürfeHadschisadehmachte zu-
dem erneut Irans Feinde für die Pro-
teste verantwortlich. Neben den USA
nannte er auch Deutschland und
Frankreich. Bereits in den vergange-
nenWochen hattenMilitär und Po-
litik die Schuld auf das Ausland ge-
schoben.

AndereAngaben Bisher hatten vor
allemMenschenrechtler die Zahl der
Todesopfer bei den Protesten do-
kumentiert. Die in den USA ansässi-
ge Organisation Human Rights Acti-
vists News Agency etwa ging in einer
jüngsten Schätzung vonmindestens
450 getöteten Demonstranten aus,
darunter sollen auch 64 Kinder sein.
Außerdem sol-
len 60 Sicher-
heitskräfte
ums Leben
gekommen
sein. (dpa)

Regimeäußert sich
erstmals zu Todesopfern
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Schlussmit
der Trickserei
VON MAXIMILIAN PLÜCK

N
atürlich ist von einer Landesregierung bei
ihrer Arbeit Kreativität gefragt. Zumal in
der aktuellen Krisensituation. Allerdings
hat es Schwarz-Grün dabei übertrieben.

DenndieKreativität darf nicht soweit gehen, dassMit-
tel inMilliardenhöhemitTricksereien schuldenfinan-
ziert beschafftwerden, umsichweiterhinmit demLa-
bel„Einhaltungder Schuldenbremse“ schmücken zu
können.Dass es sichumTrickshandelte, dafür gabes
frühAnzeichen.MinisterpräsidentundFinanzminis-
ter sprachendavon, verbliebeneMittel ausdemCoro-
na-Rettungsschirm zur Abfederung der Energiekrise
einsetzen zuwollen. Erst nachderAnkündigungwur-
den die Kredite überhaupt erst aufgenommen.
Besonders schleierhaft ist bei demganzenVorgang,
dass ausgerechnet der fachlichhöchst anerkannteFi-
nanzpolitikerMarcusOptendrenkmeinte,Mittel um-
widmen zu können, für die das Parlament einen ganz
klarenZweck formuliert hatte. Es reicht amEndenicht,
in Reden die Haushaltspolitik als die Königsdisziplin
des Parlaments zu bezeichnen und anschließend da-
rauf zu pfeifen.
Es ist gut, dass die Parlamentarier die Landesregie-
rung mit diesem Vorgehen nicht haben davon kom-
men lassen. Es ist gut, dass der Landesrechnungshof
in seltener Schärfe vonVerfassungswidrigkeit gespro-
chen hat. Das erspart am Ende der Regierung Wüst
eine noch größere Niederlage vor dem Gerichtshof
in Münster. Nun wird das Land beweisen müssen,
dass es bei der Verwendung der fünf Milliarden Euro
sorgsamer ansWerk geht als bei der gescheitertenUr-
sprungslösung.Dennder Landesrechnungshof hatte
schonbei derVerwendungderCorona-Mittel bemän-
gelt, dass es dabei zumassivenVerstößen gekommen
war. Das befeuert die Sorge, dass das Land in Sachen
Rettungsschirm für die Energiekrise ähnlich verfah-
ren könnte.

Der teuer erkaufte
kleine Katar-Deal
VON ANTJE HÖNING

B
ei seinem Besuch imMärz hatte sich Robert
Habeck tief vordemHandelsministervonKa-
tarverbeugt.AufderSuchenachneuenLiefer-
ländern fürGasmachtederWirtschaftsminis-

ter einen Bückling in dem Land, dasMenschenrechte
missachtet, Frauen als Menschen zweiter Klasse be-
handelt und Homosexualität verbietet. Habecks Ver-
halten kannman prinzipienlos nennen oder pragma-
tisch, es hat jedenfalls Folgen: Katar verpflichtet sich,
15 Jahre lang Flüssiggas nach Deutschland zu liefern.
WasmanHabeckvorwerfenkann:Gemessenamge-
ringen Beitrag, den Katar leistet, fiel die Verbeugung
reichlich übertrieben aus. Die Dimension des Deals
ist nämlich überschaubar. DerWüstenstaat liefert erst
ab 2026 und dann auch nur im Umfang von drei Pro-
zent des deutschen Verbrauchs. Von einer Soforthilfe
fürdenWinterkannalsokeineRedesein.Anlass für Ju-
bel besteht nicht.WasmanHabeck aber nicht vorwer-
fen kann, ist, dass er überhauptGas ausKatarmöglich
macht. Es waren nicht die Grünen, die Deutschlands
Energieversorgung an Russland gekettet haben – das
warenSchröderundMerkel.NunzahlenwirdenPreis,
um uns aus der Abhängigkeit zu befreien.
DieVerlogenheit ist auf allen Seiten groß:Man kann
nichtwiedieUmwelthilfeFlüssiggas-Importeattackie-
ren – und zugleich Gasfelder in der heimischenNord-
see bekämpfen. Man kann nicht wie CDU und Grüne
gegenheimischesFrackingsein–abergerneFracking-
Gas ausdenUSAkaufen.AuchderHinweis auf dieKli-
maziele sticht nicht: Bis Deutschland 2045 klimaneu-
tral ist,wirdesnochvielErdgasalsBrückentechnologie
brauchen, zuweit hinkenwir beimÖkostrom-Ausbau
hinterher.ZudenVerlogenheitenderEnergiepolitikge-
hörtauch,dass (fast) jederKlimaschutz toll findet, aber
keiner einWindradodereinenStromkonverter vorder
Haustür haben will.Willkommen auf dem harten Bo-
den der Realpolitik.
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